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Schriftlicher Beridit 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(18. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte 

— Drucksache V/3970, m Drucksache V/3970 — 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten 
Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes über die Altershilfe für Landwirte 

— Drucksache V/3959 — 

über den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Gewährung von Umstellungshilfen 
und Umschulungsbeihilfen zur Verbesserung der Agrarstruktur 
(Erstes Agrarstrukturgesetz) 

— Drucksache V/2672 — 

über den von der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung der landwirtschaftlichen Unfall- 
versicherung 

— Drucksache V/3980 — 


A. Bericht des Abgeordneten Killat 


Allgemeines 

Der federführende Ausschuß für Sozialpolitik des 
Deutschen Bundestages behandelte den von der 
Regierung vorgelegten Entwurf eines Vierten Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte (Drucksachen 
V/3970, ^ V/3970) sowie den in gleicher Sache vorge- 
legten Antrag der Fraktion der CDU/CSU (Druck- 
sache V/3959) in seinen Sitzungen am 4., 17. und 
18. Juni 1969. Die Erörterungen des Ausschusses 
wurden dadurch erleichtert, daß der mitberatende 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


die Entwürfe eingehend behandelt und formulierte 
Änderungsvorschläge vorgelegt hatte. 

In den Hauptzielen des Entwurfs ist der Ausschuß 
den Vorschlägen der Bundesregierung gefolgt. Sie 
bestehen erstens in der Erhöhung des Altersgeldes 
für ehemalige landwirtschaftliche Unternehmer, 
deren Witwen und Witwer sowie für mitarbeitende 
Familienangehörige. Die in diesem Zusammenhang 
von der Bundesregierung vorgeschlagene Erhöhung 
des von landwirtschaftlichen Unternehmern zu zah- 
lenden monatlichen Beitrages von gegenwärtig 
22 DM auf 31 DM im Jahre 1972 hat der Ausschuß 
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nicht bestätigt. Er hat sich aul der anderen Seite 
auch nicht entschließen können, dem Vorschlag der 
CDU/CSU zu folgen, der keine Beitragserhöhung 
vorsah. Auf Grund einer Stellungnahme des HauS' 
haltsausschusses beschloß der federführende Aus- 
schuß einen Beitragssatz von 27 DM für das Jahr 
1970. 

Der Entwurf schlägt ferner die Einführung einer 
Landabgaberente als neuartige und besondere Lei- 
stung vor. Die Landabgaberente ist in erster Linie 
strukturpolitisch begründet, hat aber daneben auch 
sozialpolitische Wirkungen. Sie bezweckt in erster 
Linie, älteren Inhabern kleiner landwirtschaftlicher 
Betriebe das Ausscheiden aus der landwirtschaft- 
lichen Erwerbstätigkeit zu erleichtern und die da- 
durch frei werdenden landwirtschaftlichen Nutzflä- 
chen der Verbesserung der Agrar- und Infrastruktur 
nutzbar zu machen. Entsprechend dieser Zielsetzung 
soll die Landabgaberente nur solchen Landwirten 
gewährt werden, die ihr landwirtschaftliches Unter- 
nehmen bis zum 31. Dezember 1973 abgeben. Eine 
unbegrenzte Fortführung der Maßnahme könnte die 
Wirkung haben, daß später Landwirte, die die vor- 
gesehene Altersgrenze noch nicht erreicht haben, 
die Abgabe im Hinblick auf die Landabgaberente 
verzögern. Eine einmal bewilligte Landabgaberente 
wird jedoch zeitlich unbegrenzt weitergewährt. 

Zur Erreichung der Zweckbestimmung der Land- 
abgaberente ist es nötig, einen Rechtsanspruch ein- 
zuräumen, der auf gesetzlicher Vorschrift beruht. 
Diese gesetzlichen Vorschriften sind als besonderer 
Teil in das GAL eingefügt worden, weil viele Vor- 
schriften dieses Gesetzes entsprechend für die Land- 
abgaberente gelten sollen und weil die landwirt- 
schaftlichen Alterskassen in der Lage sind, die Ge- 
währung der Landabgaberente mit der bestmög- 
lichen Sachkenntnis und dem geringsten Verwal- 
tungsaufwand durchzuführen. 


Zu den Vorschriften im einzelnen 

Z u A r t i k e 1 1 
Zu § 2 

Die Streichung der Worte „nach Vollendung des 
50. Lebensjahres" in § 2 Abs, 1 Buchstabe c er- 
scheint im Interesse der Agrarstruktur-Verbesse- 
rung angebracht. In Zukunft wird demnach auch eine 
Abgabe bereits vor Vollendung des 50. Lebensjahres 
keine nachteiligen Auswirkungen auf den späteren 
Altersgeldanspruch haben. 

Zu § 4 

Die vorgesehene Erhöhung des Altersgeldes um 
durchschnittlich rd. 16 v. H. bewirkt eine Anpassung 
an veränderte Preis- und Einkommensverhältnisse. 
Bei denjenigen landwirtschaftlichen Unternehmern, 
die ihr Unternehmen noch über das 65. Lebensjahr 
hinaus bewirtschaften, erhöht sie auch den Anreiz 
zur Abgabe. 


Zu § 12 

Die von der Bundesregierung vorgeschlagene stu- 
fenweise Erhöhung des Beitragssatzes auf 31 DM je 
Monat ab 1. Januar 1972 ergab sich aus den zu 
erwartenden Gesamtaufwendungen der landwirt- 
schaftlichen Altershilfe unter Berücksichtigung der 
in der mitteltristigen Finanzplanung des Bundes für 
diesen Zweck vorgesehenen Mittel. Der Vorschlag 
des Entwurfs der CDU/CSU, den Beitrag auf dem 
gegenwärtigen Stand von 22 DM zu belassen, hätte 
gegenüber dem Ansatz der Finanz.planung für das 
Jahr 1972 einen Mehraufwand des Bundes von etwa 
82 Mio DM erfordert. Auf Grund der Stellung- 
nahme des Haushaltsausschusses kam der Ausschuß 
in Abwägung der finanziellen Möglichkeiten und 
der zumutbaren Beitragsbelastung mit Mehrheit zu 
der Auffassung, einen Beitragssatz von 27 DM für 
das Jahr 1970 vorzuschlagen. 

Zu § 13 a 

Die von der Regierungsvorlage abweichenden Be- 
schlüsse des Ausschusses zur Beitragshöhe (§ 12) 
machten eine entsprechende Änderung des Absat- 
zes 1 erforderlich. 

Zu § 22 

Absatz 3: Die Ergänzung dient der Klarstellung, 
daß auch die Verteilung der nach § 45 des Gesetzes 
zu leistenden Bundesmittel zu den Aufgaben des 
Gesamtverbandes der landwirtschaftlichen Alters- 
kassen gehört; das Verhältnis zwischen dem Ge- 
samtverband und den einzelnen landwirtschaftlichen 
Alterskassen regelt sich somit auch für den Auf- 
gabenbereich der Landabgaberente nach den übrigen 
Vorschriften des § 22. 

Absatz 6: Der angefügte Satz 2 stellt klar, daß 
hinsichtlich der Verwaltungskosten im Verhältnis 
zwischen dem Bundesverband der landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften und dem Gesamtver- 
band der landwirtschaftlichen Alterskassen der 
gleiche Grundsatz gelten soll, der gemäß § 20 des 
Gesetzes auch für das Verhältnis zwischen der ein- 
zelnen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft 
und der bei ihr errichteten landwirtschaftlichen 
Alterskasse gilt. 

Zu § 25 

Die Betriebsmittel der landwirtschaftlichen Alters- 
kasse sind für den Ausgleich unterschiedlicher Bei- 
tragseinnahmen innerhalb eines Geschäftsjahres be- 
stimmt. Diesem Zweck entspricht es, wenn die Be- 
messung der Höhe der Betriebsmittel nicht wie bis- 
her auf die Aufwendungen, sondern auf die Bei- 
tragseinnahmen abgestellt wird. Im Hinblick auf die 
Defizitdeckung des Bundes und das damit verbun- 
dene Abrufverfahren dürfte die vorgeschlagene 
Höchstgrenze der Betriebsmittel angemessen sein. 

Zu § 27 

Durch die Neufassung des § 27 wird klargestellt, 
daß auch für Bezieher einer Landabgaberente eine 
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Pflicht zur Weiterentrichtung von Beitragen nicht 
besteht. Die bisher in § 27 Abs. 2 enthaltene Rege- 
lung ist durch die Änderung des § 2 Abs. 1 Buch- 
stabe c gegenstandslos geworden. 

Zu § 39 

Der Ausschuß erhielt Kenntnis von der vereinzelt 1 
vertretenen Rechtsauffassung, wonach die Beitrags- 
nachentrichtung mitarbeitender Familienangehöri- 
ger im Hinblick auf § 1418 der Reichs Versicherungs- 
ordnung nur für zwei Jahre rückwirkend zulässig 
sei. Im Interesse der Klarstellung des gesetzge- 
berischen Motivs erschien es daher erforderlich zu : 
bestimmen, daß § 1418 der RVO für die hier ange- ! 
sprochenen Fälle nicht gelten soll. 

I 

Zu § 41 

Absatz 1 enthält die persönlichen Voraussetzun- j 
gen für den Anspruch auf Landabgaberente. Der j 
Anspruch soll nur Landwirten zustehen, die ein Un- | 
ternehmen abgegeben haben, das mindestens eine ; 
Existenzgrundlage im Sinne des GAL bildet. Diese ! 
Abgrenzung ergibt sich aus der Zweckbestimmung, 
Landwirten das Ausscheiden aus ihrer hauptberuf- 
iichen landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit zu er- 
leichtern. I 

Der mitberatende Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten hatte die Aufnahme einer 
Regelung vorgeschlagen, die es ermöglicht, die 
Landabgaberente unter bestimmten Voraussetzun- 
gen auch dann zu gewähren, wenn das landwirt- 
schaftliche Unternehmen nicht abgegeben worden j 
ist. Der federführende Ausschuß kam nach eingehen- 
der Beratung dieser Frage mit großer Mehrheit zu 
der Auffassung, daß eine solche Regelung nicht ver- 
tretbar erscheint. Er ließ sich dabei vor allem von 
der grundsätzlichen Erwägung leiten, daß das auf | 
Beitragsvorleistungen beruhende normale Alters- : 
geld an ehemalige landwirtschaftliche Unternehmer 
ausnahmslos die Abgabe des Unternehmens erfor- : 
dert. Eine davon abweichende Regelung bei der | 
Landabgaberente, für die keine Beiträge entrichtet | 
worden sind, erschien dem Ausschuß nicht möglich. ; 

Landabgaberente soll im allgemeinen frühestens 1 
mit Vollendung des 60. Lebensjahres gewährt wer- i 
den (Sonderregelung siehe Absatz v3). Weiter soll i 
die Landabgaberente auch bei Berufsunfähigkeit ge- | 
währt werden. Diese Regelung geht über diejenige j 
des § 2 Abs. 2 hinaus, nach der vorzeitiges Alters- j 
geld nur bei Erwerbsunfähigkeit gewährt wird. Sie 
erscheint angebracht, weil die Inhaber der hier er- 
faßten Kleinbetriebe in besonderem Maße auf eine 
uneingeschränkte Erwerbsfähigkeit angewiesen sind. | 
Neben der Ausübung unternehmerischer Funktionen | 
ist die volle körperliche Mitarbeit des Unternehmers 
in diesen Betrieben regelmäßig erforderlich. Eine 
solche andersartige Regelung ist vor allem dadurch 
gerechtfertigt, daß es sich bei der Landabgaberente 
um eine zeitlich begrenzte Sonderregelung im In- 
teresse der Förderung des Strukturwandels handelt. 

Die Vorschrilt, daß für mindestens 60 Kalender- 
monate Beiträge an die landwirtschaftliche Alters- 
kasse gezahlt sein müssen, soll eine ungerechtfer- 


tigte Bevorzugung solcher Landwirte vermeiden, die 
sich von der Beitragspflicht zur landwirtschaftlichen 
Alterskasse haben befreien lassen. 

Der Entwurf bestimmt ferner, daß nur solche Land- 
wirte bezugsberechtigt sein sollen, deren landwirt- 
schaftliche Unternehmen während der letzten fünt 
Jahre eine bestimmte Höchstgrenze nicht überschrit- 
ten haben. Diese Begrenzung der Landabgaberente 
auf Klein-Landwirte trägt dem Umstand Rechnung, 
daß in diesem Bereich die Notwendigkeit sowohl 
von strukturellen Gesundungsprozessen als auch 
von sozialen Flilfen dringlicher ist als im Bereich 
größerer Betriebe. 

Während die Bundesregierung für die Höchst- 
grenze das Doppelte der Existenzgrundlage im Sinne 
des § 1 des Gesetzes (im allgemeinen etwa 8 bis 10 ha) 
vorgeschlagen hatte, sollte nach dem Vorschlag des 
Ernährungsausschusses das Vierfache der Existenz- 
grundlage (im allgemeinen etwa 16 bis 20 ha) maß- 
gebend sein. Diesem letzteren Vorschlag, der auf 
eine erhöhte agrarstrukturelle Wirkung der neuen 
Maßnahme abzielt, konnte der federführende Aus- 
schuß auf Grund einer Stellungnahme des Haushalts- 
aiisschusses nicht folgen. 

Um zu vermeiden, daß Landabgaberente auch an 
Personen gewährt wird, die einen landwirtschaft- 
lichen Betrieb nebenberuflich bewirtschaften oder 
bewirtschaften lassen, soll durch eine Bescheinigung 
der zuständigen Gemeindebehörde nachgewiesen 
(vgl. Absatz 5) werden, daß der Antragsteller wäh- 
rend der letzten fünf Jahre seine landwirtschaft- 
lichen Unternehmen überwiegend im Hauptberuf 
bewirtschaftet hat. Ist dies nicht der Fall, so liegt 
sozialpolitisch kein Anlaß zur Gewährung der Land- 
abgaberente vor, noch kann von ihrer Gewährung 
ein Anreiz zur Abgabe erwartet werden. 

Absatz 2 bestimmt durch Bezugnahme auf allge- 
meine Vorschriften des GAL näheres über den Be- 
griff der Abgabe. Hiprdurch wird klarcfestellt, daß 
im Falle einer Verpachtung die Abgabe nur dann 
gegeben ist, wenn sie für einen Zeitraum von min- 
destens neun Jahren nach Vollendung des 65. Le- 
bensjahres schriftlich vereinbart wird. Eine Sonder- 
regelung erscheint jedoch für diejenigen Fälle ange- 
bracht, in denen Landabgaberente vor Vollendung 
des 55. Lebensjahres wegen Berufsunfähigkeit ge- 
währt wird; hierfür wurde ein Zeitraum von 12 Jah- 
ren bestimmt. Ferner sind die Fälle der Abgabe an 
den Ehegatten, des Betriebes mehrerer Unterneh- 
men, der gemeinsamen Unternehmensführung sowie 
des Zurückhaltens von Unternehmensteilen geregelt. 

Absatz 3 ermöglicht die Gewährung der Land- 
abgaberente bei Erfüllung der übrigen Vorausset- 
zungen bereits mit Vollendung des 55. Lebensjahres. 
Dies soll jedoch nur dann möglich sein, wenn nicht 
zu erwarten ist, daß der Antragsteller in ein Arbeits- 
verhältnis vermittelt werden kann. Im Zuge der Ar- 
beitsvermittlung kommen möglicherweise Maßnah- 
men zur Förderung der Arbeitsaufnahme einschließ- 
lich der Eingliederungsbeihilfen nach näherer Be- 
i Stimmung des Arbeitsförderungsgesetzes in Be- 
tracht. Ferner sollen die Möglichkeiten zur Förde- 
rung der beruflichen Bildung (Ausbildung, Fortbil- 
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düng, Umschulung) berücksichtigt werden, Beurtei- 
lungsgrundlage sind dabei sowohl die Gegebenhei- 
ten des Arbeitsmarktes als auch in der Person des 
Antragstellers liegende Gegebenheiten. Allgemein 
soll durch die einschränkende Bestimmung eine In- 
anspruchnahme der Landabgaberente durch Perso- 
nen unter 60 Jahre vermieden werden, denen noch 
eine berufliche Umstellung zugemutet werden kann. 
Die erforderliche Bescheinigung soll von dem je- 
weils zuständigen Arbeitsamt ausgestellt werden. 

Absatz 4 enthält eine Sonderregelung für Witwen 
und Witwer landwirtschaftlicher Unternehmer, die 
selbst landwirtschaftliche Unternehmer sind. Diese 
Personen könnten auch bei Erfüllung aller übrigen 
Voraussetzungen die Landabgaberente nicht erhal- 
ten, wenn sie noch nicht 60 Kalendermonate Beiträge 
entrichtet haben und während der fünf vorausge- 
gangenen Jahre das landwirtschaftliche Unterneh- 
men nicht selbst überwiegend im Hauptberuf bewirt- 
schaftet haben. Um in diesen Fällen den dem Motiv 
des Gesetzes zuwiderlaufenden Zwang zur Weiter- 
bewirtschaftung zu vermeiden, ist vorgesehen, die 
Beiträge des verstorbenen Ehegatten anzurechnen. 
Dies soll jedoch nur gelten, wenn auch der verstor- 
bene Ehegatte landwirtschaftlicher Unternehmer im 
Hauptberuf war und somit die Möglichkeit gehabt 
hätte, die Voraussetzungen für die Landabgaberente 
zu erfüllen. 

Die redaktionelle Änderung des Absatzes gegen- 
über der Regierungsvorlage dient der Klarstellung. 

Zu § 42 

Die Vorschrift bestimmt im einzelnen, unter wel- 
chen Voraussetzungen eine Abgabe „zum Zwecke 
der Strukturverbesserung" im Sinne des § 41 Abs. 1 
Buchstabe c vorliegt. Als Strukturverbesserung sind 
nicht nur die Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur, sondern auch solche zur Verbesse- 
rung der Infrastruktur sowie der regionalen Wirt- 
schaftsstriiktur anzusehen. Der Vorschrift liegt das 
Bestreben zugrunde, für die Verwaltung klar ersicht- 
liche Merkmale aufzuführen. Danach ist die Voraus- 
.setzung ohne weiteres erfüllt, wenn eine der unter 
Absatz 1 Buchstabe b genannten juristischen Perso- 
nen oder Körperschaften die abgegebenen Grund- 
stücke erwirbt oder pachtet. Es wird sich hier ins- 
besondere um die in den einzelnen Bundesländern 
mit den Aufgaben der Agrarstrukturverbesserung 
befaßten gemeinnützigen Siedlungs- und Landgesell- 
schaften handeln, übernimmt ein landwirtschaft- 
licher Unternehmer die abgegebenen Grundstücke, 
so muß dieser seit mindestens einem Jahr landwirt- 
schaftlicher Unternehmer im Sinne des Gesetzes 
sein. Allgemein wird durch die Vorschrift bewirkt, 
daß die abgegebenen Grundstücke nur von Betrie- 
ben übernommen werden, die bereits eine Existenz- 
grundlage im Sinne des Gesetzes bilden. 

Um Nachteile für Pächter zu vermeiden, hat der 
Ausschuß als Absatz 2 eine Sonderregelung einge- 
fügt, nach der die Abgabe zum Zwecke der Struktur- 
verbesscM'ung in jedem Falle erfüllt ist, wenn der 
Pächter oder sonstige Nutzungsberechtigte seinen I 
Betrieb an den Eigentümer abgibt. j 


Zu § 43 

Die Vorschrift stellt sicher, daß Witwen und 
Witwer die Landabgaberente weiter erhalten, wenn 
der verstorbene Ehegatte bereits Anspruch darauf 
hatte. 

Zu § 44 

Die vorgeschlagene Höhe der Landabgaberente 
orientiert sich an der Höhe des Altersgeldes; sie 
soll einerseits der Zweckbestimmung der Landab- 
gaberente gerecht werden, andererseits auf die 
Haushaltslage des Bundes abgestimmt sein. Im 
Falle des Bezuges von Altersgeld soll dieses auf die 
Landabgaberente angeredinet werden, so daß sich 
die Höhe der Gesamtbezüge vom Beginn der Zah- 
lung der Landabgaberente an nicht verändert. Wei- 
ter erscheint es gerechtfertigt, auf die Landabgabe- 
rente auch sonstige Rentenbezüge anzurechnen, wo- 
bei allerdings die Kürzung höchstens ein Drittel des 
Differenzbetrages zwischen der ungekürzten Land- 
abgaberente und dem ungekürzten Altersgeld be- 
tragen soll. Dabei ist unerheblich, ob Altersgeld im 
Einzelfall tatsächlich gewährt wird. Die Vorschrift 
berücksichtigt damit einerseits das in diesen Fällen 
geminderte sozialpolitische Bedürfnis nach zusätz- 
licher Leistungsgewährung, hebt aber andererseits 
den Anreiz zur Abgabe nicht völlig auf. 

Zu § 45 

Die Vorschrift stellt klar, daß die Aufwendungen 
für die Landabgaberente einschließlich der dadurch 
entstehenden Verwaltungskosten vom Bund finan- 
ziert wird. 

Zu § 46 

Ungeachtet des besonderen Charakters der Land- 
abgaberente erscheint es im Interesse der rationel- 
len verwaltungsmäßigen Durchführung angebracht, 
bestimmte Vorschriften für das Altersgeld für an- 
wendbar zu erklären. Es handelt sich um allgemeine 
Vorschriften hinsichtlich Beginn und Ende der Zah- 
lung, Aufrechnung von Leistungsansprüchen u. a., 
sowie Vorschriften über das Verfahren und den 
Rechtsweg. 

Zu Artikel 2 

Diese vom Ausschuß eingefügten Vorschriften 
dienen der Beseitigung von Härten für solche Per- 
sonen, die nach früheren Vorschriften des Gesetzes 
zeitweilig von der Beitragspflicht befreit waren und 
später die Berechtigung zur Beitragsnachentrichtung 
innerhalb bestimmter Fristen erhielten. Da diese 
Fristen in manchen Fällen versäumt worden waren, 
erschien dem Ausschuß eine Neufassung dieser 
Ubergangsvorschriften zweckmäßig. 

Zu Artikel 3 

Diese ebenfalls vom Ausschuß eingelügte Vor- 
schrift räumt denjenigen saarländischen Landwirten, 
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die in der Zeit zwischen dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes im Bundesgebiet und dem Inkrafttreten des 
Gesetzes im Saarland das 50. Lebensjahr vollendet 
hatten, und zu dem letztgenannten Termin bereits 
eine Rente aus den gesetzlichen Rentenversicherun- 
gen bezogen, die Möglichkeit der Beitragsnachent- 
richtung ein. Die Vorschrift vermeidet damit für 
diesen zahlenmäßig geringen Personenkreis Nach- 
teile, die sich aus dem verspäteten Inkrafttreten des 
Gesetzes im Saarland ergeben hatten. 


Zu Artikel 4 

Zu § 1 

Wie bisher in den Rentenanpassungsgesetzen 
praktiziert, soll im Hinblick auf die verwaltungs- 
mäßigen Erfordernisse für die Anrechnung der mit 
diesem Gesetz erhöhten Altersgeldbezüge auf an- 
dere Sozialleistungen eine Karenzzeit eingeräumt 
werden. 

Zu § 2 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu § 3 

Das Datum des Inkrafttretens der 'erhöhten Alters- 
geldbezüge war im Ausschuß umstritten. Während 
eine Minderheit sich für den 1. Januar 1969 aus- 
sprach, war die Mehrheit des Ausschusses der Mei- 
nung, daß die Erhöhung erst mit Wirkung vom 
1. Juli 1969 wirksam werden sollte. Sie ging dabei 
von der generellen Erwägung aus, daß für erheb- 
liche Nachzahlungsbeträge im vorliegenden Zusam- 
menhang kein Anlaß gegeben sei, und daß das 
Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes im Zusam- 
menhang mit dem Inkrafttreten anderer sozialpoli- 
tischer Gesetze dieser Legislaturperiode gesehen 
werden müsse. 

Der Ausschuß war einmütig in der Auffassung, 
daß die durch den Termin des Inkrafttretens des Ge- 
setzes verfügbar werdenden Bundesmittel unge- 
schmälert der Landwirtschaft zugute kommen sollen. 
Einstimmig wurde daher einem Entschließungsantrag 
zugestimmt, mit dem die Bundesregierung ersucht 
wird, diese Mittel für eine Erhöhung der Beitrags- 
zuschüsse zur landwirtschaftlichen Unfallversiche- 
rung sowie für Zulagen an Schwerverletzte, für 
deren Jahresarbeitsverdienst Durchschnittssätze 
festgesetzt sind, verwendet werden. 


Bonn, den 18. Juni 1969 


Killat 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen V/3970, ^ 
V/3970, V/3959, V/2672, V/3980 — in der anliegen- 
den Fassung anzunehmen; 

2. folgende Entschließung anzunehmen; 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) die durch den Termin des Inkrafttretens des 
Vierten Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte verfügbar werdenden Bundesmittel 
der Landwirtschaft über eine Erhöhung der 
Beitragszuschüsse zur landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung zugute kommen zu lassen; 

b) dafür Sorge zu tragen, daß im Rahmen der 
Gewährung von Beitragszuschüssen zur land- 
wirtschaftlichen Unfallversicherung Zulagen 
an Schwerverletzte, für deren Jahresarbeits- 
verdienste nach § 780 RVO Durchschnittssätze 
festgesetzt sind, ab 1. Juli 1969 gewährt wer- 
den. 


Bonn, den 18. Juni 1969 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Killat 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 18. A u s s c h u s s e s 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

A r t i k e 1 1 i 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Sep- 
tember 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1448), zuletzt ge- 
ändert durch Artikel 8 des Finanzänderungsgesetzes 
1967 vom 21. Dezember 1967 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1259), wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. Vor die Worte „Erster Abschnitt Anspruchsbe- 
rechtigter Personenkreis'' werden die Worte 
„Erster Teil Landwirtschaftliche Altershilfe" ge- 
setzt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: ! 

In Absatz 1 Buchstabe c werden die Worte | 
„nach Vollendung des 50. Lebensjahres" gestri- 
chen. 

3. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Altersgeld beträgt für den verhei- 
rateten Berechtigten 175 Deutsche Mark, für 
den unverheirateten Berechtigten 115 Deutsche 
Mark monatlich." 

4. § 12 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Beitrag ist für alle Beitragspflich- 
tigen gleich. Er beträgt für 1969 monatlich 
22 Deutsche Mark und für 1970 monatlich 
27 Deutsche Mark." 

5. § 13 a Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die nach § 13 zu leistenden Bundesmittel | 
betragen 

für das Kalenderjahr 1969 höchstens 673 000 000 
Deutsche Mark und 

für das Kalenderjahr 1970 höchstens 639 000 000 
Deutsche Mark." 

6. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 werden die Worte „Bundesmit- 
tel (§ 13)" durch die Worte „Bundesmittel 
(§§ 13 und 45)" ersetzt. 

b) In Absatz 6 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Verwaltungskosten, die dem Bundesver- 
band der landwirtschaftlichen Berufsgenos- j 


senschaften auf Grund dieses Gesetzes ent- 
stehen, sind ihm von dem bei ihm errich- 
teten Gesamtverband der landwirtschaft- 
lichen Alterskassen zu erstatten." 

7. § 25 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Sie dürfen ein Zwölftel der von der landwirt- 
schaftlichen Alterskasse für das folgende Ge- 
schäftsjahr erwarteten Beitragseinnahmen nicht 
übersteigen." 

8. § 27 erhält folgende Fassung: 

.§ 27 

Personen, die nach diesem Gesetz mindestens 
36 Kalendermonate beitragspflichtig waren so- 
wie deren Witwen oder Witwer können inner- 
halb von zwei Jahren nach dem Ende der Bei- 
tragspflicht oder nach Zustellung des Bescheides 
über die Aufnahme in das Mitgliederverzeichnis 
gegenüber der landwirtschaftlichen Alterskasse 
erklären, daß sie die Entrichtung von Beiträgen 
fortsetzen wollen. Die Erklärung kann bei Vor- 
liegen der übrigen Voraussetzungen auch nach 
Ablauf der in Satz 1 genannten Frist abgegeben 
werden, wenn im Anschluß an die Beitrags- 
pflicht Beiträge tatsächlich regelmäßig gezahlt 
worden sind. Die Erklärung begründet Beitrags- 
pflicht vom Beginn des Monats an, der auf das 
Ende der Beitragspflicht nach Satz 1 folgt, min- 
destens bis zur Vollendung des 60. Lebensjah- 
res oder bis zum Beginn der Zahlung des vor- 
zeitigen Altersgeldes oder der Landabgabe- 
rente." 

9. § 39 Abs. 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 29 Abs. 1 und § 1418 der Reichsversiche- 
rungsordnung gelten nicht." 

10. Nach § 40 wird angefügt: 

„Zweiter Teil 
Landabgaberente 
§ 41 

(1) Landabgaberente erhält ein landwirt- 
schaftlicher Unternehmer im Sinne des § 1, 
wenn 

a) er das 60. Lebensjahr vollendet hat 
oder berufsunfähig im Sinne des 
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§ 1246 Abs. 2 der Reichsversiche- ’ 
rungsordnung ist, ' 

b) er für mindestens 60 Kalendermonate , 
Beiträge an die landwirtschaftliche | 
Alterskasse gezahlt hat, 

c) er seine landwirtschaftlichen Unter- 
nehmen zum Zwecke der Strukturver- ; 
Besserung abgegeben hat, 

d) er während der fünf Jahre, die der | 
Abgabe vorausgegangen sind, seine 
landwirtschaftlichen Unternehmen I 
überwiegend im Hauptberuf bewirt- ! 
schäftet hat und 

o) der Einheitswert oder der Arbeits- j 
bedarf der von ihm bewirtschafteten ! 
landwirtschaftlichen Unternehmen ! 
während der fünf Jahre, die der Ab- I 
gäbe vorausgegangen sind, das Dop- j 
pelte der nach § 1 Abs. 4 festgesetz- | 
ten Mindesthöhe nicht überschritten | 

hat. I 

(2) § 2 Abs. 3, 4, 6 und 7 findet entspre- 
chende Anwendung. Für die Feststellung einer j 
Landabgaberente vor Vollendung des 55. Le- I 
bensjahres wegen Berufsunfähigkeit gilt § 2 | 
Abs. 3 Satz 2 mit der Maßgabe, daß die Abgabe 
für einen Zeitraum von mindestens zwölf Jah- 
ren unbeschadet weitergehender gesetzlicher 
Formvorschriften schriftlich vereinbart wird. 

(3) Bei Erfüllung der sonstigen Vorausset- 
zungen wird eine Landabgaberente auch dann | 
gewährt, wenn der landwirtschaftliche Unter- 
nehmer das 55. Lebensjahr vollendet hat und : 
nicht zu erwarten ist, daß er auch unter Berück- 
sichtigung der Möglichkeiten zur Förderung ; 
der Arbeitsaufnahme und der beruflichen Bil- 
dung in ein Arbeitsverhältnis vermittelt werden 
kann. Der Nachweis hierüber wird durch eine ' 
Bescheinigung der Bundesanstalt für Arbeit ge- 
führt. 

(4) Witwen und Witwern landwirtschaft- * 

lieber Unternehmer werden zur Erfüllung der 
Voraussetzungen * 

a) des Absatzes 1 Buchstabe b die von , 
dem verstorbenen Ehegatten zur land- ■ 
wirtschaftlichen Alterskasse entrich- 
teten Beiträge und 

b) des Absatzes 1 Buchstabe d die Zeiten ' 
der landwirtschaftlichen Unterneh- ! 
mertätigkeit 

angerechnet. j 

(5) Der Nachweis zu Absatz 1 Buchstabe d j 
wird durch eine Bescheinigung der zuständigen ' 
Gemeindebehörde geführt. 

I 

§ 42 

(1) Eine Abgabe zum Zwecke der Struktur- 
verbesserung gemäß § 41 Abs. 1 Buchstabe c : 


liegt vor, wenn das Unternehmen in der Zeit 
vom 1. August 1969 bis 31. Dezember 1973 ab- 
gegeben worden ist und 

a) der Erwerber, Pächter oder sonstige 
Nutzungsberechtigte seit mindestens 
einem Jahr vor der Abgabe landwirt- 
schaftlicher Unternehmer im Sinne 
des § 1 ist oder 

b) eine juristische Person des privaten 
oder öffentlichen Rechts, die sich sat- 
zungsgemäß mit Aufgaben der Struk- 
turverbesserung befaßt, oder eine 
Teilnehmergemeinschaft nach dem 
Fiurbereinigungsgesetz oder eine Ge- 
bietskörperschaft, ein Gemeindever- 
band oder ein kommunaler Zweckver- 
band die abgegebenen Grundstücke 
erwirbt oder pachtet 

und in dem Pachtvertrag oder in dem Vertrag, 
durch den ein anderes Nutzungsverhäitnis be- 
gründet wird, dem Pächter oder dem Nutzungs- 
berechtigten für die Dauer des Vertrages ein 
Vorkaufsrecht eingeräumt ist. 

(2) Die Voraussetzung des § 41 Abs. 1 Buch- 
stabe c gilt als erfüllt, wenn die Abgabe durch 
den Pächter oder sonstigen Nutzungsberechtig- 
ten an den Eigentümer erfolgt. 

§ 43 

Witwen und Witwer landwirtschaftlicher 
Unternehmer erhalten Landabgaberente, wenn 
sie selbst nicht landwirtschaftlicher Unterneh- 
mer im Sinne des § 1 sind und der verstorbene 
Ehegatte Anspruch auf Landabgaberente hatte. 

§ 44 

(1) Die Landabgaberente beträgt für den ver- 
heirateten Berechtigten 275 Deutsche Mark, für 
den unverheirateten Berechtigten 180 Deutsche 
Mark monatlich. 

(2) Bei Bezug eines Altersgeldes nach diesem 
Gesetz wird die Landabgaberente um den Betrag 
des Alteisgeldes gekürzt. 

(3) Bezieht der Empfänger einer Landabgabe- 
rentc zugleich eine Rente aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen oder der gesetzlichen Un- 
fallversicherung oder Versorgungsbezüge nach 
beamtenrechtiiehen V^orschriften oder Grund- 
sätzen, so wird die Landabgaberente um den Be- 
trag dieser Bezüge, höchstens jedoch um ein 
Drittel der Differenz zwischen der Landabgabe- 
rente nach Absatz 1 und dem in § 4 Abs. 1 be- 
stimmten Betrag des Altersgeldes gekürzt. 

§ 45 

Die Aulwenclungen für die Landabgaberente 
einschließlich der Verwaltungskosten trägt der 
Bund. 
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§ 46 

§ 10 Abs. 1 bis 6, §§ 29 bis 31 gelten für die 
Landabgaberente entsprechend." 


Artikel 2 

Artikel 2 des Gesetzes zur Neuregelung der 
Altershilfe für Landwirte in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 14. September 1965 (Bundes- 
gesetzbl, I S. 1448) wird wie folgt geändert: 

1. In § 7 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „bis zum 
31. Dezember 1966" durch die Worte „bis zum 
31. Dezember 1972" ersetzt. 

2. § 7 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) § 29 Abs. 1 und § 1418 der Reichsversiche- 
rungsordnung gelten nicht." 

3. § 8 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) § 29 Abs. 1 und § 1418 der Reichsversiche- 
rimgsordnung gelten nicht." 


Artikel 3 

Artikel 3 § 2 des Dritten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Gesetzes über eine Altershilfe 
für Landwirte vom 13. August 1965 (Bundesge- 
setzbl. I S. 801) erhält folgende Fassung: 

„§ 2 

Artikel 2 des Gesetzes zur Neuregelung der 
Altershilfe für Landwirte in der Fassung des Ar- 
tikels 2 gilt mit der Maßgabe, daß 

in § 7 Abs. 2 die Worte „1. Oktober 1957" 
durch die Worte „1. April 1963" und die 
Worte „31. Dezember 1966" durch die Worte 
„31. Dezember 1970" ersetzt werden, 

§ 9 Buchstabe c für landwirtschaftliche Unter- 
nehmer im Saarland nicht gilt." 

Artikel 4 

§ 1 

(1) Soweit bei 

den Leistungen der Kriegsopferfürsorge nach dem 
Bundesversorgungsgesetz und den Gesetzen, die das 


Bundesversorgimgsgesetz für anwendbar erklären, 
der Kriegsschadenrente und den Laufenden Bei- 
hilfen nach dem Lastenausgleichsgesetz, 

den Laufenden Beihilfen nach dem Gesetz über 
Hilfsmaßnahmen für Deutsche aus der sowjetischen 
Besatzungszone Deutschlands und dem sowjetisch 
besetzten Sektor von Berlin, 

den Leistungen nach dem Bundesentschädigungs- 
gesetz, dem Bundessozialhilfegesetz und dem Ge- 
setz für Jugendwohlfahrt, 

dem Wohngeld (Miet- und Lastenzuschüsse) nach 
dem Wohngeldgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 1. April 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 177), 

den Bundesbeihilfen zum Ausgleich von Härten im 
Rahmen der betrieblichen Altersfürsorge nach den 
Richtlinien vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzeiger 
Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) und 

den Leistungen nach dem Reparationsschädengesetz 
vom 12. Februar 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 105), 

die Gewährung oder die Höhe der Leistungen von 
anderem Einkommen abhängig ist, bleiben die Er- 
höhungsbeträge, die nach Artikel 1 Nr. 3 vom 
1. Juli 1969 an zu leisten sind, für die Monate Juli 
bis einschließlich Dezember 1969 bei den Ermittlun- 
gen des Einkommens unberücksichtigt. Die Erhö- 
hungsbeträge für den in Satz 1 genannten Zeitraum 
sind ferner bei der Gewährung von Übergangsgeld 
während der Durchführung von Maßnahmen zur Er- 
haltung, Besserung oder Wiederherstellung der Er- 
werbsfähigkeit durch einen Rentenversicherungs- 
träger und bei der Gewährung von Leistungen aus 
I der Arbeitslosenhilfe nicht zu berücksichtigen. 

(2) Absatz 1 gilt im Saarland mit der Maßgabe, 
daß das Bundesentschädigungsgesetz und das Lasten- 
ausgleichsgesetz unter Berücksichtigung ihrer im 
Saarland geltenden Fassung anzuwenden sind. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl, I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1969 
in Kraft. 
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